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Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
17/2163 an den Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen – federführend –, an 
den Ausschuss für Schule und Bildung sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer die-
sem Überweisungsvorschlag folgen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind SPD, 
Grüne, CDU, FDP, AfD und der fraktionslose Abge-
ordnete Neppe. Gibt es Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Der Überweisungsvorschlag ist damit ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

6 Gesetz zur Änderung des Verfassungsge-
richtshofgesetzes – Einführung der Individual-
verfassungsbeschwerde zum Verfassungsge-
richtshof 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/2122 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Kolle-
gen Geerlings das Wort. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Stellen Sie sich 
bitte einmal vor, das Land würde sich mit einer Ände-
rung des Hochschulgesetzes die Berufung von Pro-
fessoren auf Lehrstühle anmaßen und dadurch das 
Recht auf universitäre Selbstverwaltung einschrän-
ken. Oder stellen Sie sich vor, das Land würde den 
privaten Schulen die Zuschüsse kürzen, sie finanziell 
ausbluten lassen und dadurch ihren Anspruch auf 
Subventionen missachten. Oder stellen Sie sich vor, 
das Land käme auf die Idee, die Kirchen nicht mehr 
als Träger von Kitas zuzulassen, und würde dadurch 
das Mitwirkungsrecht der Kirchen an der Familien-
pflege und der Jugendfürsorge verletzen. 

Diese Beispiele sind natürlich rein fiktiv und mit der 
NRW-Koalition undenkbar. Sie haben jedoch eins 
gemeinsam: Sie stellen eine Verletzung von in unse-
rer Landesverfassung festgeschriebenen Grund-
rechten dar. 

Menschen- und Grundrechte, vor allem die Freiheits-
rechte, sind seit jeher eng mit der Idee des Rechts-
staats verknüpft. Eine Verfassung muss immer eine 
freiheitliche sein. Das Verhältnis zwischen Staat und 
Bürger muss freiheitlich geordnet sein. 

Zur Durchsetzung dieser Rechte – in der Regel Ab-
wehrrechte des Bürgers gegen den Staat, der seine 

Eingriffe zu rechtfertigen hat – bedarf es rechtlichen 
Schutzes, dessen wirksames Rechtsmittel eine Ver-
fassungsbeschwerde darstellt. 

Bis heute kann jedoch niemand den Verfassungsge-
richtshof mit der Begründung anrufen, durch die öf-
fentliche Gewalt des Landes – also durch das Han-
deln oder Unterlassen einer Behörde des Landes, 
durch eine gerichtliche Entscheidung oder unmittel-
bar oder mittelbar durch ein Gesetz – in einem seiner 
in der Landesverfassung festgeschriebenen Grund-
rechte verletzt zu sein.  

Ein wirkungsvoller Individualrechtsschutz vor Grund-
rechtsbeeinträchtigungen durch die öffentliche Ge-
walt des Landes ist somit nicht gegeben. Das wollen 
wir mit der Einführung der Verfassungsbeschwerde 
zum Verfassungsgerichtshof ändern. 

Die Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen ge-
währt den Menschen in unserem Land eine Vielzahl 
von Grundrechten.  

Zum einen sind das die über Art. 4 Abs. 1 der Verfas-
sung inkorporierten Grundrechte und staatsbürgerli-
chen Rechte des Grundgesetzes.  

Zum anderen ist das aber auch der eigene Grund-
rechtskatalog in der Landesverfassung. Beispielhaft 
nenne ich das Mitwirkungsrecht der Kirchen an der 
Familienpflege und Jugendfürsorge in Art. 6 Abs. 4, 
den Subventionsanspruch von Privatschulen in Art. 8 
Abs. 4 Satz 3 und Art. 9 Abs. 2 Satz 3, das Mitwir-
kungsrecht der Erziehungsberechtigten an der Ge-
staltung des Schulwesens in Art. 10 Abs. 2 und das 
Recht auf universitäre Selbstverwaltung in Art. 16 
Abs. 1 der Landesverfassung. 

Bislang fehlt es an einem prozessualen Spiegelbild 
für diese Grundrechte. Der Bedarf ist gerade dort am 
größten, wo die Landesverfassung grundrechtliche 
Gewährleistungen enthält, die über diejenigen des 
Grundgesetzes hinausgehen. Angesichts einer un-
einheitlichen Rechtsprechung ist bislang jedoch un-
klar, in welcher Weise der Weg zu den Gerichten er-
öffnet ist. 

Die Einführung einer Verfassungsbeschwerde akti-
viert die grundrechtliche Substanz der Landesverfas-
sung. Sie steigert ihre praktische Relevanz und rückt 
sie stärker in das Bewusstsein der Bevölkerung. Sie 
ist deshalb auch ein Instrument zur Teilhabe der Bür-
ger am Staat. 

Der Verfassungsgerichtshof, der bislang ein Staats-
gerichtshof ist und sich in der Praxis im Wesentlichen 
mit Normenkontrollverfahren, Organstreitigkeiten 
und Kommunalverfassungsbeschwerden beschäf-
tigt, wird zu einem Bürgergericht, das den einzelnen 
Bürgern, also den Menschen in unserem Land, zur 
Wahrung ihrer Rechte verhilft. 
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Der Gesetzentwurf von CDU und FDP enthält in den 
§§ 53 ff. des Verfassungsgerichtshofgesetzes di-
verse Vorschriften zur Einführung und verfahrens-
rechtlichen Ausgestaltung der Individualverfas-
sungsbeschwerde. 

Eine einzelne Vorschrift möchte ich an dieser Stelle 
besonders hervorheben, nämlich § 53 Abs. 2, der 
den Anwendungsbereich der Verfassungsbe-
schwerde so einschränkt, dass eine ausufernde In-
anspruchnahme verhindert wird. Der Weg zur Ver-
fassungsbeschwerde ist dann verwehrt, wenn Lan-
desbehörden Bundesrecht ausführen, wenn Landes-
gerichte Bundesrecht anwenden und wenn der Be-
schwerdeführer eine Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht tatsächlich eingelegt hat. 

Neben der Einführung der Individualbeschwerde be-
antragen wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
auch die Einführung des elektronischen Rechtsver-
kehrs beim Verfassungsgerichtshof sowie die An-
passung der Aufwandsentschädigungen für dessen 
Mitglieder. 

Verabredet ist, den Gesetzentwurf an den Rechts-
ausschuss – federführend – sowie an den Hauptaus-
schuss zu überweisen. Ich freue mich auf die Bera-
tungen in den Ausschüssen und danke für Ihre Auf-
merksamkeit. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Geerlings. – Nun erteile ich für die FDP Herrn Kolle-
gen Mangen das Wort. 

Christian Mangen (FDP): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Bei dem vorliegenden 
Gesetzentwurf handelt es sich um einen solchen, der 
schlicht und ergreifend eine Gerechtigkeitslücke 
schließt. Denn unsere Forderung zur Einführung ei-
ner Individualverfassungsbeschwerde ist ja nicht 
neu. Bereits in der letzten Legislaturperiode hatten 
alle Fraktionen eines gemein, und zwar, dass die 
Idee einer Individualverfassungsbeschwerde auf 
Landesebene grundsätzlich richtig sei. 

Die NRW-Koalition aus CDU und FDP verfolgt das 
Ziel, die Rechte der Bürgerinnen und Bürger zu stär-
ken. Hierzu stellt die Einführung einer solchen Ver-
fassungsbeschwerde einen maßgeblichen Beitrag 
dar. Denn nur so ist es möglich, eine Verletzung ihrer 
in der Landesverfassung erteilten Rechte vor dem 
Verfassungsgerichtshof geltend zu machen. Die In-
dividualverfassungsbeschwerde garantiert den Bür-
gerinnen und Bürgern einen wirkungsvollen Individu-
alrechtsschutz vor Grundrechtsbeeinträchtigungen 
durch die öffentliche Gewalt des Landes. 

Mehr als die Hälfte aller Bürgerinnen und Bürger in 
der Bundesrepublik Deutschland hat eine solche 
Möglichkeit bereits. Nur den Bürgern aus NRW, dem 

bevölkerungsreichsten Land, bleibt dies bislang ver-
wehrt. Genau das gilt es zu ändern, was wir auch 
durch den vorliegenden Gesetzentwurf tun wollen. 

(Beifall von der FDP) 

Der Bedarf einer Individualverfassungsbeschwerde 
ist gerade dort am größten, wo unsere Landesverfas-
sung grundrechtliche Gewährleistungen enthält, die 
über diejenigen des Grundgesetzes hinausgehen. 
Das wurde bereits angemerkt. Dazu gehören bei-
spielsweise das Mitwirkungsrecht der Kirche an der 
Familienpflege und Jugendfürsorge, das Recht auf 
universitäre Selbstverwaltung oder auch das Mitwir-
kungsrecht der Erziehungsberechtigten an der Ge-
staltung des Schulwesens.  

Zur vollen Geltung und Durchsetzung dieser Landes-
grundrechte bedarf es daher zwingend des Rechts-
behelfs zum Landesverfassungsgericht. Mit der Ein-
führung der Individualverfassungsbeschwerde in 
Nordrhein-Westfalen wird diese Rechtsschutzlücke 
endlich geschlossen. 

Zudem ist festzustellen, dass die Landesverfas-
sungsgerichte der Länder aufgrund der gegebenen 
örtlichen und sachlichen Nähe besser mit den Ver-
hältnissen im Land vertraut sind, als das Bundesver-
fassungsgericht das je sein kann. 

Ebenso stellt sich die Frage, wieso bislang nur Lan-
desorgane oder Kommunen vor dem Landesverfas-
sungsgericht klagen konnten. Warum durften das 
bislang die Bürger nicht? Der Bürger kann schließlich 
ebenso betroffen sein. Für ihn hat es möglicherweise 
sogar noch sehr viel verheerendere Auswirkungen, 
da hierbei im Gegensatz zu den Kommunen der pri-
vate Kernbereich der Lebensgestaltung berührt sein 
kann. 

Fortan muss es daher jedem einzelnen Bürger mög-
lich sein, den Verfassungsgerichtshof mit der Be-
hauptung anrufen zu können, durch die öffentliche 
Gewalt des Landes in einem seiner in der Landes-
verfassung enthaltenen Rechte verletzt zu sein. 

Von einem besonderen Annahmeverfahren, wie es 
beim Gang zum Bundesverfassungsgericht vorgese-
hen ist, wird daher auch im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger abgesehen, sodass die Verfahrens-
gestaltung möglichst transparent ist. 

Dies führt gleichzeitig zu einer weiteren Stärkung des 
Vertrauens in den Rechtsstaat, was ein wesentliches 
Ziel der NRW-Koalition aus CDU und FDP ist. 

Die von der Gegenmeinung vertretene Ansicht, es 
könne durch die Einführung einer solchen Klageart 
zu einer Überflutung der Landesverfassungsgerichte 
kommen, ist nicht zu befürchten. Denn verfahrens-
rechtliche Sonderregelungen stellen sicher, dass der 
Verfassungsgerichtshof ungeachtet seiner be-
schränkten personellen Ressourcen die Verfas-
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sungsbeschwerdeverfahren zügig und effektiv bear-
beiten kann. Im Übrigen zeigen auch die Erfahrun-
gen aus den anderen Bundesländern, dass es bei 
der Einführung einer solchen Klageart nicht zu einer 
Klageflut kommt. 

Ferner wird es auch nicht zu einer Überschneidung 
von Verfahren des Bundesverfassungsgerichts und 
des Landesverfassungsgerichtshofs kommen, da, 
wie bereits angemerkt wurde, der Gang zum Landes-
verfassungsgerichtshof subsidiär ist. 

Eine mögliche Alternative existiert nicht. Ohne die In-
dividualverfassungsbeschwerde bleibt Nordrhein-
Westfalen weiterhin hinter den Rechtsschutzmög-
lichkeiten der anderen Länder zurück. 

Ich freue mich daher auf die Überweisung an den 
Ausschuss. – Vielen Dank und Glück auf! 

(Beifall von der FDP, der CDU und der AfD) 

Präsident André Kuper: Als Nächster spricht für die 
SPD Herr Kollege Körfges.  

Hans-Willi Körfges*) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich ausdrücklich den 
Abschlussworten beider Vorredner anschließen. 
Auch ich freue mich – und zwar nicht, weil das eine 
oft gebrauchte Floskel ist, sondern weil das ein wirk-
lich wichtiges Thema ist – auf die Beratungen im 
Rechtsausschuss und im Hauptausschuss. 

Wenn es nicht diese unselige Verknüpfung „Alles 
hängt mit allem zusammen“ in der letzten Wahlperi-
ode gegeben hätte, hätte es nach den Erklärungen 
in der Verfassungskommission sicherlich seinerzeit 
schon eine Mehrheit für die Verankerung dieses – 
auch nach der Meinung der überwiegenden Mehrheit 
meiner Fraktion – vernünftigen Instrumentes gege-
ben. 

Deshalb freue ich mich tatsächlich darauf, dass wir 
an dieser Stelle die Bürgerinnen und Bürger in die 
Lage versetzen, Rechtsschutzdinge in Anspruch 
nehmen zu können, die in anderen Bundesländern 
schon seit geraumer Zeit erprobt sind. Allerdings, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, reicht dann nicht die 
absolute Erklärung, dass man das für gut hält.  

Es gibt einen Grund, der völlig unbestritten und in der 
Verfassungskommission häufig angesprochen wor-
den ist, aber das ist eher ein symbolischer. Das kann 
man auch mit der Art von Individualverfassungsbe-
schwerde sicherlich sehr gut darstellen, nämlich: die 
Eigenstaatlichkeit des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Darauf ist von mehreren Sachverständigen hinge-
wiesen worden, aber die Bürgerinnen und Bürger ha-
ben zunächst einmal nicht so schrecklich viel davon. 
Als überzeugter Föderalist meine ich aber, dass das 
auch ein wichtiger Aspekt ist, den man nicht ganz 
weit nach hinten stellen darf. 

Beim Studium der Tagespresse habe ich mich heute 
Morgen – wir entscheiden Gott sei Dank heute nicht 
abschließend – ein wenig über die von Herrn Staats-
sekretär Wedel angesprochenen Beispielfälle ge-
wundert. Denn die Frage, was das für die Menschen 
in Nordrhein Westfalen bringt, hängt ja wesentlich 
davon ab, welche Materien wir einer Individualverfas-
sungsbeschwerde zugänglich machen.  

Da gibt es einen Punkt, der ist absolut unstreitig. Es 
gibt in der Landesverfassung Grundrechte und Ver-
fassungsregeln – das sind die sogenannten über-
schießenden Grundrechte –, die über das hinausge-
hen, was im Grundgesetz verankert ist. Bislang gab 
es keine Möglichkeit, an der Stelle tätig zu werden. 
Nur – das hat der Dr. Geerlings relativ gut darge-
stellt –muss man schon lange überlegen, um sich 
Verfahren vorzustellen, die dann anfallen könnten, 
wenn man sich genau anschaut, um welche Rechte 
es sich an der Stelle im Einzelnen handelt.   

Insoweit erlaube ich mir den Hinweis darauf, dass es 
sinnvoll ist, auch über andere Möglichkeiten für Bür-
gerinnen und Bürger nachzudenken, den Verfas-
sungsgerichtshof unseres Landes anzurufen. Des-
halb bin ich sehr erwartungsfreudig bezogen auf die 
weiteren Beratungen im Rechtsausschuss.  

Ich würde nämlich gerne die eine oder andere Fach-
kraft aus der Juristerei fragen, wie das denn zum Bei-
spiel mit den von Herrn Dr. Wedel angesprochenen 
Punkten aussieht. Wären die – ich zitiere das jetzt 
nicht, was in der „Rheinischen Post“ stand – tatsäch-
lich im Augenblick einer Individualverfassungsbe-
schwerde zugänglich? Wären die nicht durch den 
§ 53 des Verfassungsgerichtshofgesetzes eher nicht 
vor einem Verfassungsgerichtshof als Individualver-
fassungsbeschwerde geltend zu machen? Ich 
glaube, das ist eine ganz interessante Frage, mit der 
wir uns auseinandersetzen müssen.  

Mein Zweifel, liebe Kolleginnen und Kollegen, hat ei-
nen leichten Anlass. Wir sind ja in Nordrhein-Westfa-
len Gott sei Dank schon vor Jahren dazu übergegan-
gen, immer sehr deutlich zu schreiben, was eine Ini-
tiative denn kostet. Wenn ich mir dann vorstelle, was 
dann an maßgeblichen zusätzlichen Kosten auf die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zukommt:  

Wir haben das damals in der Verfassungskommis-
sion in dem durchgeführten Symposion einmal hoch-
gerechnet und sind auf erhebliche Beträge gekom-
men, die sich an zusätzlichem Aufwand ergeben 
würden, um die Qualität unseres Verfassungsge-
richtshof – die hervorragend ist – auch bei einem er-
höhten Fallaufkommen weiter zu garantieren. Diese 
Beträge, die da gemutmaßt worden sind, waren be-
trächtlich. Ich kann Ihnen nur sagen, wenn dann von 
einem Mehraufwand in Höhe von 30.000 € die Rede 
ist, dann muss man meines Erachtens relativ genau 
untersuchen, inwieweit an der Stelle tatsächlich be-
absichtigt ist, viele Bürgerinnen und Bürger in eine 
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Möglichkeit zu versetzen, auch individuell den Ver-
fassungsgerichtshof des Landes anzurufen. 

Wenn das tatsächlich die gemeinsame Absicht ist, 
dann, glaube ich, finden wir einen Weg. Ich denke, 
dann muss man auch – denn, alles was die Qualität 
des Verfassungsgerichtshofs betrifft, ist von uns 
hoch zu achten – die notwendigen Ressourcen zur 
Verfügung stellen. Ich hoffe, dass es dann eben 
mehr ist als reine Symbolpolitik, denn die Qualität 
von zusätzlichen rechtlichen Möglichkeiten richtet 
sich nach meiner Auffassung wesentlich danach, 
was die Bürgerinnen und Bürger tatsächlich an 
Rechtsschutzmitteln dazugewinnen.  

Ich schließe an dieser Stelle auch wieder mit der Ein-
führung: Insoweit freue ich mich tatsächlich auf die 
Beratungen. Ich hoffe, dass wir die Unklarheiten an 
der Stelle auch noch beseitigt bekommen. – Vielen 
Dank. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
grüne Fraktion spricht nun die Kollegin Düker.  

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ge-
statten Sie mir eine Vorbemerkung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von CDU und FDP als Antragsteller. 
Wir müssten heute nicht über diesen Gesetzentwurf 
reden, wenn man seitens der CDU und der FDP in 
der letzten Legislaturperiode etwas kompromissbe-
reiter bei der Reform der Verfassung gewesen wäre. 
In der Verfassungskommission haben Sie sich wenig 
nachgiebig gezeigt, hier zu einem Kompromiss zu 
kommen.  

Worum ging es damals? Wir – Grüne und SPD, 
Hans-Willi Körfges war da noch näher dran – zeigten 
uns bereit, hier bei dieser Initiative, die schon damals 
auf dem Tisch lag, mitzugehen. Aber im Gegenzug 
konnten CDU und FDP unserem Anliegen nicht fol-
gen, da ging es ums Wahlalter 16 Jahre. Aber wenn 
es der FDP hier so sehr um Bürgerrechte geht: Auch 
die Einführung eines Wahlalter 16 Jahre hat etwas 
mit Bürgerrechten zu tun. Daher ist dieser Korb da-
mals nicht zustande gekommen. Den Gesetzentwurf 
dann direkt nach Scheitern dieser Gespräche in der 
letzten Legislaturperiode einzubringen, war in der 
Sache nicht hilfreich. 

Jetzt ist nachgebessert worden. Wir haben eine neue 
Legislaturperiode, und wir sollten hier unvoreinge-
nommen an dieses Gesetzgebungsverfahren heran-
gehen. Das wollen wir auch tun.  

Worum geht es in der Sache? – Es geht um Grund-
rechtsgewährung, es geht um Verbesserung von 
Rechtsschutzmöglichkeiten von Bürgerinnen und 
Bürgern. Dieses Ziel ist selbstverständlich auch für 
meine Fraktion unterstützenswert.  

Aber es muss eben auch die Frage beantwortet wer-
den, die sich im Gesetzgebungsverfahren sicher 
auch stellen wird: 

Wo ist die substanzielle Rechtsschutzlücke? Wo ist 
im umgekehrten Fall der Mehrwert? Wo sind die Lü-
cken, die mit diesem individuellen Zugang zum Ver-
fassungsgerichtshof geschlossen werden? Ja – das 
ist auch ausgeführt worden –, sie sind da, wo grund-
rechtliche Gewährleistung in der Landesverfassung 
über das Grundgesetz hinausgeht; das sind die so-
genannten überschießenden Grundrechte. Denn mit 
Art. 4 Abs. 1 unserer Landesverfassung sind sämtli-
che Grundrechte des Grundgesetzes ja schon unmit-
telbares Landesrecht. Also steht jedem Bürger, jeder 
Bürgerin der Gang nach Karlsruhe offen, und hier 
wird doch ein Großteil der Grundrechte bzw. der 
Schutzmöglichkeiten abgedeckt.  

Anders als im früheren Gesetzgebungsverfahren der 
FDP sind nunmehr in den Gesetzesbegründungen 
tatsächlich auch einige Beispiele aufgeführt. Es sind 
wenige, aber hier wird konkretisiert, wo tatsächlich 
die Lücke ist, wie sie die überschießenden Grund-
rechte darstellen, die dann den materiellen Rechts-
schutzmehrwert bilden.  

Mein Fazit an dieser Stelle, wenn wir uns fragen, was 
hier der rechtsstaatliche Profit ist, wenn wir an die 
Einführung der Individualverfassungsbeschwerde 
zum Verfassungsgerichtshof herangehen:  

Erstens sind es aus meiner Sicht Bürgerinnen und 
Bürger, die profitieren könnten, wenn hier grund-
rechtliche Gewährleistungen aus der Landesverfas-
sung über die grundrechtliche Gewährleistung aus 
dem Grundgesetz heraus tatsächlich einen materiel-
len Mehrwert bieten. Dies wäre ein Profit, den es 
auch zu unterstützen gilt. Ich stimme dem Kollegen 
Körfges zu: Das wird und muss Thema in der Anhö-
rung sein, denn das ist die wesentliche Frage. 

Der zweite Profit, der sich ergeben könnte – je nach-
dem, wie man es gestaltet –, wäre, dass die Wege 
zum Verfassungsurteil kürzer und niedrigschwelliger 
werden. Auch das könnte ein rechtsstaatlicher Ge-
winn sein. 

Drittens könnten identitätsstiftende Effekte zur Lan-
desverfassung und zu unserer Landesverfassungs-
justiz entstehen, und auch das fänden wir positiv, 
wenn es so kommen würde. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Dann wäre da noch die Frage der Kosten, insbeson-
dere ob und wie viel mehr Personal denn nun ge-
braucht wird. Denn das gehört zur Ehrlichkeit dazu: 
Wenn man diese Rechtsschutzmöglichkeiten erwei-
tern will, muss es auch einen Apparat geben, der das 
dann effizient und qualitativ gut abarbeiten kann. 
Wenn auch das klar ist – sehr viel deutlicher, als es 
jetzt im Gesetzentwurf dargestellt wird – und dieser 
Mehrbedarf dann finanziert wird, dann kann auch 



Landtag   22.03.2018 

Nordrhein-Westfalen 62 Plenarprotokoll 17/23 

 

meine Fraktion wohlwollend in dieses Gesetzge-
bungsverfahren gehen.  

Auch ich freue mich auf alle weiteren Anhörungen, in 
denen diese Dinge vertieft werden können. Am 
Ende, wenn diese Fragen geklärt sind, können wir 
uns vorstellen, dem Gesetzentwurf dann auch beizu-
treten. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die AfD 
hat der Abgeordnete Kollege Röckemann das Wort.  

Thomas Röckemann (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Vorredner und Vorrednerin-
nen haben lang und breit und auch völlig richtig er-
läutert, worum es hier geht. Es geht darum, die von 
Ihnen, Herr Körfges, genannten überschießenden 
Grundrechte auch wirksam werden zu lassen, indem 
man dafür eine Klageart anbietet, die Verfassungs-
beschwerde. Bisher waren diese Rechte in NRW – 
ehrlich gesagt – nur für die Galerie. Man konnte sich 
als Bürger schlichtweg nicht daran bedienen. Diese 
Rechtslücke wird jetzt geschlossen.  

Da stehen wir voll dahinter, das finden wir sinnvoll. 
Herr Dr. Geerlings und Herr Mangen haben auch ein-
mal etwas weiter ausgeführt, was damit zusammen-
hängt, auch an finanziellen Aspekten – alles richtig. 
Insofern ist das unterstützenswert.  

Mit Blick auf Rechtsschutzlücken, die damit ge-
schlossen werden, möchte ich noch kurz anfügen, 
dass eine weitere Rechtsschutzlücke noch ihrer 
Schließung bedarf. Wenn, wie heute Morgen, eine 
Rüge erteilt wird wegen Kritik an der Willkür des Prä-
sidiums, diese Rüge selber aber nicht rechtsschutz-
fähig ist, dann, denke ich, ist das ein Mangel, den 
man auch noch angehen könnte.  

Insofern freue ich mich auf die Debatte darüber bei 
anderer Gelegenheit.  

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Biesenbach das Wort.  

Peter Biesenbach, Minister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Diskus-
sion über die Einführung einer Individualverfas-
sungsbeschwerde zum Verfassungsgerichtshof wird 
in Nordrhein-Westfalen nun schon längere Zeit ge-
führt. Die Diskussion ist richtig, und in elf von 16 Län-
dern – darunter auch solche mit ganz unterschiedli-
chen politischen Farbanstrichen – ist die Beschwer-
demöglichkeit bereits Rechtswirklichkeit. Wo sie ein-
geführt ist, garantiert sie den Bürgerinnen und Bür-

gern auch einen wirkungsvollen Individualrechts-
schutz vor Grundrechtsbeeinträchtigungen durch die 
öffentliche Gewalt.  

In Nordrhein-Westfalen besteht eine solche Rechts-
schutzmöglichkeit bislang nicht. Die Landesverfas-
sung gewährt zwar durchaus einen sehr weitgehen-
den Grundrechtsschutz; ein verfahrensrechtliches 
Pendant zu dieser materiellen Grundrechtsgewähr-
leistung existiert aber noch nicht. Vor diesem Hinter-
grund sind CDU und FDP im Einvernehmen mit der 
Landesregierung übereingekommen, die Individual-
verfassungsbeschwerde nunmehr auch in Nord-
rhein-Westfalen einzuführen.  

Nordrhein-Westfalen wird damit wohl 70 Jahre nach 
der ersten Debatte im Landtag an einer Entwicklung 
teilnehmen, wonach die Verfassungsbeschwerde auf 
Landesebene zunehmend als wesentlicher Bestand-
teil eines effektiven Grundrechtschutzes angesehen 
wird. Nach dem eingebrachten Gesetzentwurf erhält 
künftig jeder die Möglichkeit, den Verfassungsge-
richtshof mit der Behauptung anzurufen, durch die öf-
fentliche Gewalt des Landes in einem seiner in der 
Landesverfassung enthaltenen Rechte verletzt wor-
den zu sein. 

Ein Filter zur Konzentration auf relevante Fälle stellt 
aber sicher, dass der Verfassungsgerichtshof unge-
achtet seiner beschränkten persönlichen Ressour-
cen die zusätzlichen Verfahren zügig und effektiv be-
arbeiten kann. Von einem besonderen Annahmever-
fahren nach dem Vorbild des Bundesverfassungsge-
richts wird im Interesse einer möglichst einfachen 
und aus Bürgersicht verständlichen Verfahrensge-
staltung abgesehen. Um aber zu vermeiden, dass es 
zu Parallelverfahren in derselben Sache vor dem 
Verfassungsgerichtshof und dem Bundesverfas-
sungsgericht kommt, wird die Landesverfassungsbe-
schwerde als subsidiär gegenüber einer tatsächlich 
eingelegten Verfassungsbeschwerde ausgestaltet.  

Mit dem Gesetzentwurf wird zugleich für alle Verfah-
rensarten der elektronische Rechtsverkehr beim Ver-
fassungsgerichtshof eröffnet und die Entschädigung 
der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes ange-
passt.  

Die Eröffnung des elektronischen Zugangswegs ent-
spricht dem digitalen Fortschritt und erhöht auch die 
Anwenderfreundlichkeit des Verfahrens deutlich. Sie 
kommt dadurch namentlich auch den Bürgerinnen 
und Bürgern in Verfahren der Individualverfassungs-
beschwerde zugute. 

Die Anpassung der Entschädigung der Mitglieder 
des Verfassungsgerichtshofs ist aus zwei Gründen 
geboten: Zum einen deshalb, weil die Entschädigung 
seit dem Jahre 1970 praktisch unverändert geblieben 
ist. Zum anderen soll selbstverständlich auch der mit 
der Einführung der Individualverfassungsbeschwer-
de zu erwartende erhöhte Arbeitsanfall angemessen 
gewürdigt werden. 
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Dem weiteren Beratungsverlauf sehe ich mit Inte-
resse und auch mit Vorfreude entgegen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU, der FDP und der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Biesenbach. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Deshalb schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 17/2122 an den Rechtsausschuss – feder-
führend – sowie an den Hauptausschuss. Wenn Sie 
dieser Beschlussempfehlung folgen wollen, bitte ich 
um Ihr Handzeichen. – Die SPD, die Grünen, die 
CDU, die FDP, die AfD und der fraktionslose Abge-
ordnete Neppe. Die Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Das ist ein einstimmiger Beschluss. Die Überwei-
sungsempfehlung ist damit angenommen. 

Ich rufe auf: 

7 Multiresistente Keime in nordrhein-westfäli-
schen Gewässern bekämpfen! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/2147 

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion der Grü-
nen hat Frau Steffens das Wort. 

Barbara Steffens (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Vorab: Heute ist Weltwassertag. 
Ich glaube, es kann keinen passenderen Tag geben, 
um einen solchen Antrag zu beraten. Andererseits, 
Frau Ministerin, finde ich es natürlich schade, dass 
wir den Antrag überhaupt stellen mussten und ihn 
heute hier beraten müssen, weil ich denke, dass wir 
in der letzten Ausschussdiskussion sehr wohl einen 
Weg hätten finden können, wie in Nordrhein-Westfa-
len die Verantwortung für das, was wir an neuer Fak-
tenlage und an Problemen haben, hätte übernom-
men werden können. Aber die Haltung des Ministeri-
ums, wir fangen damit 2019 an, ist eine, die wir für 
die Menschen in diesem Land nicht hinnehmen kön-
nen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Worum geht es? Es geht darum, dass im Februar 
2018 eine Recherche vom NDR für Panorama öffent-
lich gemacht wurde. Im Rahmen dieser Recherche 
haben die Redakteure an zwölf Stellen Wasserpro-
ben bei unterschiedlichen Gewässern entnommen. 
Diese Wasserproben haben sie auf die sogenannten 
multiresistenten Erreger untersuchen lassen, und 
zwar von Wissenschaftlern der Uni Dresden. Heraus 

kam, dass in allen zwölf Proben multiresistente Erre-
ger nachgewiesen wurden. 

Von dieser Dimension des Ergebnisses der Untersu-
chung sind die Experten überrascht, verwundert und 
entsetzt gewesen, weil bisher keinem diese Dimen-
sion bewusst war. Es hatte auch keiner damit ge-
rechnet. Deswegen gibt es auch kein Nach-hinten-
Sehen. Es ist nicht versäumt worden, diese Untersu-
chungen schon in diesem Jahr zu machen, sondern 
es ist eine neue Faktenlage. 

Klar ist: Wir haben in der Vergangenheit eine Strate-
gie gehabt, die auch weiter fortgesetzt wird, dass der 
Verbrauch von Antibiotika minimiert werden muss, 
und zwar sowohl in der Humanmedizin wie auch im 
Veterinärbereich. Wir wissen auch, dass schon viel 
stattgefunden hat und viel reduziert worden ist. In der 
Tiermast ist der Einsatz von Antibiotika verringert 
worden. Trotzdem sind auch im Jahre 2016 von deut-
schen Tierärzten noch fast 69 Tonnen Colistin – das 
ist das sogenannte Reserveantibiotikum, das als ei-
nes der letzten greifen kann – verordnet worden. Wir 
sind also noch nicht am Ziel und müssen weiter ver-
suchen, mit dieser Antibiotikastrategie eine Minimie-
rung zu erreichen. 

Gleichzeitig müssen wir dafür sorgen, dass wir wei-
terhin eine Minimierung der Einleitung von Antibiotika 
und von Resistenten, die dann in unseren Gewäs-
sern entstehen, erreichen. Klar ist nämlich, dass es 
immer effektiver ist, etwas nicht in die Gewässer ein-
zuleiten, als es hinterher herauszuholen. Aber das al-
leine reicht nicht, denn wir wissen spätestens seit 
diesem NDR-Bericht, dass unsere Gewässer einfach 
voll von diesen multiresistenten Erregern sind. Auch 
wenn wir nicht wissen, wie wir sie herausbekommen, 
ist es trotzdem wichtig, von dem Zustand der Gewäs-
ser Kenntnis zu haben. 

Für einen fitten und gesunden Menschen geht davon 
zwar keine Gefahr aus, aber für Menschen die einen 
immunkomprimierten Zustand haben, für Menschen, 
die offene Wunden haben, für Menschen, die ein ho-
hes gesundheitliches Risiko aufweisen, ist das eine 
Gefährdung. Es gibt aber eine noch sehr viel subti-
lere Gefahr, nämlich die, dass die darin enthaltenen 
ESBL oder die multiresistenten gramnegativen Erre-
ger aus den Gewässern in Kliniken, Praxen und Pfle-
geheimen eingeschleppt werden können. Es ist also 
klar: Wir brauchen an der Stelle auch für die Men-
schen den klaren Hinweis, welche Gewässer wie 
hoch belastet sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen meine ich, dass es nicht reicht, bis 2019 
abzuwarten und dann eine Sonderuntersuchung von 
Gewässern mit Entnahmen von Proben durchzufüh-
ren. Denn schon 2018 werden die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen baden, auch wenn man sich 
das heute bei den Temperaturen noch nicht vorstel-
len kann. 
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